
 

  

Gemeinsam zu mehr wirtschaftlicher  
Zusammenarbeit
11 Punkte für eine größere Beteiligung der deutschen Wirtschaft an 
Projektvergaben in der Finanziellen Zusammenarbeit 

 

Präambel 

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 

macht einen integrierten Wirtschaftsansatz mit 

geeigneten Partnerländern zu einem strategi-

schen Schwerpunkt. Handlungsleitend ist dabei 

ein Dreiklang entwicklungspolitischer Zielsetzun-

gen, das Kooperationsinteresse unserer Partner-

länder und außenwirtschaftlicher Beteiligungs-

chancen. Das Bundesministerium für wirtschaftli-

che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) will 

stärker Synergien zwischen entwicklungspoliti-

schen Zielsetzungen und Interessen der deut-

schen und europäischen Wirtschaft heben und 

fördert aktiv deren entwicklungsorientierte Akti-

vitäten in Entwicklungs- und Schwellenländern. 

Hierzu zählen z.B. Beteiligungschancen bei EZ-In-

vestitionen, die Erschließung von Absatzmärkten 

für Lieferungen und Leistungen, nachhaltige Lie-

ferketten und Handel. Ziel sind Partnerschaften, 

von denen alle Seiten profitieren. Dazu baut das 

BMZ die Förderinstrumente für Unternehmen, die 

sich in Partnerländern engagieren wollen, weiter 

aus und erweitert die Möglichkeiten für deutsche 

und europäische Unternehmen, in Entwicklungs- 

und Schwellenländern Fuß zu fassen und Absatz-

märkte und Investitionsmöglichkeiten zu diversi-

fizieren.   

Angesichts der geoökonomischen Realitäten, de-

nen deutsche und europäische Unternehmen ge-

genüberstehen, können Maßnahmen für mehr 

Projektvergaben an deutsche und europäische 

Unternehmen im Rahmen von FZ-Vorhaben nur 

einen Teil einer modernisierten Entwicklungs- 

und Außenwirtschaftspolitik ausmachen. Um im 

Wettbewerb deutsche Unternehmen zu stärken, 

soll die Außenwirtschaftsförderung insgesamt 

schneller, offener und flexibler werden. Moderne 

und passgenaue Förder-, Beratungs-, Finanzie-

rungs- und Garantieinstrumente helfen, Risiken 

abzufedern und Markteintritte zu erleichtern.     

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-

gie (BMWE) und das BMZ arbeiten in engem 

Schulterschluss an der Verzahnung der Instru-

mente der Entwicklungszusammenarbeit und der 

Außenwirtschaftsförderung (AWF) und leisten so 

einen Beitrag zur Umsetzung des Koalitionsver-

trages. Sie erklären ihren gemeinsamen An-

spruch, die Chancen und internationale Wettbe-

werbsfähigkeit deutscher und europäischer Un-

ternehmen in Entwicklungs- und Schwellenlän-

dern zu stärken und damit sowohl in Deutschland 

als auch in den Partnerländern zu Wachstum und 

lokaler Wertschöpfung beizutragen. Hierzu wer-

den BMZ und BMWE, neben dem hier vorliegen-

den Maßnahmenplan zur stärkeren Beteiligung 

der deutschen Wirtschaft an Projektvergaben in 

der Finanziellen Zusammenarbeit, ein zweites 

Maßnahmenpapier bis zum Dezember 2026 erar-

beiten, in dem wir die Außenwirtschaftsförderin-

strumente in den Blick nehmen und konkrete Vor-

schläge erarbeiten, damit deutsche Unternehmen 
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die Marktchancen in Entwicklungs- und Schwel-

lenländern stärker nutzen.  

 

Strategische Vergabe in der Finanziellen Zu-

sammenarbeit  

In der Auftragsvergabe setzen wir künftig noch 

stärker auf beiderseitige Interessen bei der Errei-

chung unserer entwicklungspolitischen Ziele so-

wie auf Nachhaltigkeit, Qualität und lokale Wert-

schöpfung. Aufträge an lokale Unternehmen und 

die Schaffung guter Arbeitsplätze vor Ort bleiben 

eine zentrale Dimension der Finanziellen Zusam-

menarbeit zur wirtschaftlichen Entwicklung un-

serer Partnerländer. Auch deutsche und europäi-

sche Unternehmen sind hier durch ortsansässige 

Tochterfirmen und Joint Ventures oftmals bereits 

indirekt beteiligt. Häufig werden Lieferungen und 

Leistungen jedoch durch Unternehmen aus Dritt-

staaten erbracht. Wir möchten dazu beitragen, 

dass deutsche und europäische Unternehmen 

hier künftig eine größere Rolle spielen. Denn sie 

verfügen über Stärken und Expertise, die wichtige 

Beiträge leisten können, um die entwicklungspo-

litischen Ziele Deutschlands und unserer Partner-

länder zu erreichen.  Wir möchten daher Hürden 

für die Beteiligung an Ausschreibungen abbauen 

und erreichen, dass bei international vergebenen 

Aufträgen künftig überwiegend Unternehmen aus 

Deutschland und der EU zum Zuge kommen. Die 

OECD DAC Empfehlung zur Lieferaufbindung, in 

deren Überarbeitung die Bundesregierung sich 

erfolgreich für die Schaffung fairer Wettbewerbs-

bedingungen eingesetzt hat, bietet eine Grundlage 

dafür.  

Vor diesem Hintergrund setzen wir 11 Maßnah-

men einer strategischen Vergabe um:  

1. Unter enger Einbindung von Ressorts und 

Wirtschaftsakteuren identifizieren wir 

entwicklungsrelevante Sektoren und Pro-

jektansätze in Ländern, die sich für eine 

stärkere Beteiligung deutscher und euro-

päischer Unternehmen eignen und berück-

sichtigen dies in der gemeinsamen Planung 

der Zusammenarbeit mit unseren 

Partnerländern. Dabei beziehen wir die Ge-

samtschau der Interessen der Bundesregie-

rung in den jeweiligen Staaten/Regionen ein. 

BMZ und BMWE informieren dazu gemein-

sam über anstehende (Länder) -planungen 

und Regierungsgespräche im Rahmen eines 

neuen Dialogforums, dass einmal jährlich zu-

sammentritt. Daneben wird das BMZ zu geeig-

neten Partnerländern einen stärkeren länder- 

und projektbezogenen Austausch mit interes-

sierten Verbänden und Unternehmen etablie-

ren.   

2. Bei Regierungsverhandlungen tauschen 

wir uns mit unseren Partnern noch klarer 

und strategischer über beiderseitige Ziele 

und Interessen aus. Dabei stellen wir die At-

traktivität des Leistungsspektrums deutscher 

und europäischer Unternehmen heraus. Im 

Rahmen der Vorbereitung von Regierungs-

verhandlungen organisieren wir Wirtschafts-

tage mit den jeweiligen Partnerländern, bei 

denen – gemeinsam mit der Wirtschaft – Po-

tentiale für deutsche und europäische Unter-

nehmen identifiziert werden können.   

3. Bei der Entwicklung von Investitionspro-

jekten analysieren wir frühzeitig, ob Lie-

ferfähigkeiten deutscher und europäi-

scher Unternehmen bestehen, um diese in 

der weiteren Ausgestaltung und im Partnerdi-

alog berücksichtigen, fördern und in Wert set-

zen zu können.   

4. Wir steigern die Attraktivität von Aus-

schreibungen in FZ-Projekten und Erfolg-

saussichten für deutsche und europäische 

Unternehmen. Wo Potential für deren Betei-

ligung besteht, möchten wir zu maßgeschnei-

derten oder größeren, rascher durchgeführ-

ten Ausschreibungen kommen. Hierzu gehört 

auch der verstärkte Einsatz von Qualitäts- 

und Nachhaltigkeitskriterien. Weiterhin ar-

beiten wir an passgenauen Losgrößen. Wir 

setzen darauf, dass sich dadurch auch wieder 

mehr Unternehmen aktiv um Aufträge bemü-

hen.   
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5. Gleichzeitig fördern wir Zuschläge an lo-

kale Unternehmen sowie lokale Beschaf-

fung in unseren Partnerländern und leis-

ten so wichtige Beiträge zur Förderung lo-

kaler Wertschöpfung. Unteraufträge an lo-

kale Firmen und die Schaffung guter Beschäf-

tigung vor Ort werden bei der Vergabe an in-

ternationale Unternehmen positiv bewertet.   

6. Wir erproben innovative Ansätze, wie z.B. 

Early Contractor Involvement, um deut-

sche und europäische Unternehmen be-

reits frühzeitig in die konkrete Planung 

von Projekten einzubeziehen. Durch die 

Nutzung von Auftragnehmer-Expertise wer-

den Leistungsanforderungen besser und rea-

listischer geplant und Ausschreibungspro-

zesse schneller und attraktiver. Gleichzeitig 

werden gezielt DEU/ EU-Unternehmen akti-

viert und im Marktumfeld positioniert. In Pi-

lotvorhaben werden wir zudem Lieferbindun-

gen erproben.   

7. Wir unterstützen die Bildung, Finanzie-

rung und Absicherung europäischer Kon-

sortien unter Einbezug des deutschen Mittel-

stands, die als Generalauftragnehmer in der 

Umsetzung von FZ-Projekten aktiv werden 

können.   

8. Gemeinsam mit unseren Partnern drän-

gen wir unfairen Wettbewerb noch stärker 

zurück. Ein besonderes Augenmerk liegt auf 

Unternehmen aus Drittstaaten mit systema-

tisch nicht marktwirtschaftlichen Praktiken. 

Zu konkreten diesbezüglichen Ansätzen tau-

schen wir uns mit der EU und anderen Gebern 

aus.  

9. Wir verbessern das Informationsangebot 

zu Ausschreibungen sowohl über das etab-

lierte Portal der GTAI als auch durch zusätzli-

che Kanäle (Verbände, Vergabeplattformen), 

Roadshows multilateraler Entwicklungsban-

ken, für Bekanntmachungen auch auf europä-

ischer Ebene. 

10. Wir werden Daten zu Unterauftragneh-

mern und Zulieferungen künftig systema-

tisch erfassen, damit wir ein besseres Bild 

davon erlangen, wo und in welchem Umfang 

deutsche Unternehmen im Unterauftrag an 

der Umsetzung von FZ-Projekten partizipie-

ren und wir dies in die Gestaltung unserer Fi-

nanziellen Zusammenarbeit einbeziehen kön-

nen.  

11. Wir beobachten in regelmäßigen Abstän-

den die Umsetzung dieses Maßnahmenka-

talogs.   

 

Ausblick: Zielorientierte Ausrichtung der An-

gebote der Außenwirtschaftsförderung 

Das BMWE und das BMZ sind sich einig, dass die 

Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Ent-

wicklungszusammenarbeit von zentraler Bedeu-

tung ist. Durch eine abgestimmte und kohärente 

Ausgestaltung der Förderangebote sollen Syner-

gien besser genutzt sowie wirtschaftliche und 

entwicklungspolitische Ziele wirksam miteinan-

der verbunden werden. Schlüsselbegriffe sind da-

bei Schnelligkeit, Flexibilität und auch hier 

Schwerpunktsetzung – mit Blick auf Länder, Regi-

onen und Sektoren.  Zugangshürden und Informa-

tionsdefizite für Unternehmen werden nachhaltig 

abgebaut, unter anderem durch die Umsetzung ei-

ner gemeinsamen Anlaufstelle für AWF und EZ.  

Bestehende Unterstützungsangebote für Unter-

nehmen werden weiterentwickelt und bedarfsge-

recht ausgebaut, um Investitionen zu fördern, 

Markteintritte zu erleichtern und Vorhaben zu er-

möglichen, die sowohl wirtschaftlich sinnvoll als 

auch nachhaltig sind. Dies gilt insbesondere im 

Bereich der Exportkredit- und Investitionsgaran-

tien, damit diese auch in den Partnerländern un-

serer EZ verstärkt zum Einsatz kommen können. 

Damit unterstreicht die Bundesregierung ihre Be-

reitschaft, deutsche Unternehmen stärker in ih-

rem Geschäft in Entwicklungs- und Schwellenlän-

dern zu begleiten und damit verbunden ihre Be-

reitschaft zur Übernahme höherer Risiken. So be-

gegnen wir aktuellen Herausforderungen wie der 
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oftmals mangelnden Kreditwürdigkeit lokaler 

Kunden, hohen Zinskosten und dem Defizit an 

Small-Ticket-Finanzierungen. Schließlich geht es 

auch um die Verzahnung von Entwicklungs- und 

Handelspolitik: So können entwicklungspoliti-

sche Instrumente die Umsetzung von und Einbe-

ziehung weiterer Länder in Wirtschaftspartner-

schaftsabkommen im Globalen Süden befördern – 

und damit deutschen und europäischen Unter-

nehmen regionale Märkte öffnen.   

BMZ und BMWE werden zu diesem Zweck bis 

Dezember 2026 ein zweites Maßnahmenpa-

pier zur Modernisierung und Öffnung der In-

strumente der Außenwirtschaftsförderung 

erarbeiten.   

 

 

 

 

 

 

 


